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BGB §§ 242 Bb, 404

Is t darüber zu entscheiden, ob der Umfang einer Sicherungs­
abrede siob infolge Wegfalls der Gesohäftsgrundlage nach 
Treu und Glauben zugunsten des Gläubigers erweitert habe» 
so darf dabei nicht auf die Belange eines Britten abge­
s te l l t  werden, an den der Sobuldner später seine Rechte 
aus der Sicherungsabrede abgetreten hat.

BGB § 1191

Sine Grundschuld, die zur Sicherung .von Geldforderungen 
dient, wird durch Zahlungen des Grundstückseigentümers 
an den Gläubiger nur insoweit zur Bigentümergrundschuld, 
als die Zahlungen.nicht auf die persönliche Forderung, 
sondern auf die Grundsohuld selbst ge le iste t worden sind; 
für le tz teres kannV wenn der - Eigentümer nicht der persön­
liche Schuldner i s t ,  die Interessenlage spreohen.

BGH, Urt, v. 14» Ju li 1967 -  V ZR 125/64 -  OLG Hamm
LG Dortmund
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Der Vo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 14. Ju li 1967 unter Hit» 
Wirkung der Bundesrichter Br. Piepenbrock, Br. Rothe, 
Dr. Freitag, Offterdinger und Br. Grell

fUr Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das U rteil 
des 5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 4« Hai 1964 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens , an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen ,

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der 1926 verstorbene Kaufmann Ludwig des­
sen Erben bzw. Erbeserben in ungeteilter Erbengemein­
schaft die Beklagten sind, war Hitgesellschafter der 
offenen Handelsgesellschaft L. cB H H Iin  DBBHB (1® 
folgenden: OHG). Mit seinem Tode sohieden lau t Gesell­
schaftsvertrag die Erben aus der OHG aus und erwarben 
gegen diese einen Auseinandersetzungsanspruch in Geld. 
Die OHG befindet sieb se it Jahrzehnten im Liquidations- 
Stadium. Wegen ihrer Auseinandersetzungsforderung l ie ­
ßen die Erben in den vierziger Jahren eine auf dem 
kriegezerstörten Geschäftsgrundstüok dar OHG in DBB 
BBP eingetragene, mit 8 % verzinsliche Eigen tümergrund- 
sohuld von 400 000 RM pfänden und sich zur Einziehung
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überweisen. Ihre Forderung, die sich durch Abzahlungen 
auf 286 090,18 RM ermäßigt hatte , wurde nach der Wäh­
rungsreform im Verhältnis 1 : 1 auf Deutsche Hark umge­
s te l l t  a

In der Folgezeit le ite te  der liquidator namens der 
OHG gegen die Erbengemeinschaft ein Vertragshilfeverfah­
ren ein (25 II  16/51 AG Dortmund)«. Am 2. März 1954 kam 
es im Rahmen dieses Verfahrens vor dem Landgericht als 
Beschwerdeinstanz zu einem Vergleich (Bl«, 186 aaO). Dar­
in wurde die Auseinandersetzungsforderung der Erben 
M v o »  286 090,18 DM auf 125 000 DM herabgesetzt, wäh­
rend der Mehrbetrag erlassen würde; damit so llten  a lle  
gegenseitigen Ansprüche abgegolten sein» Die Vergleichs­
forderung war in näher geregelter Weise mit 4 £ bis 6 # 
jährlich zu verzinsen und in bestimmten Teilbeträgen zu 
tilgen , wobei der Schuldnerin das Recht Vorbehalten blieb, 
jederzeit "in Anrechnung auf später fä l l ig  werdende Annui­
täten vor Fälligkeit zu zahlen”. In dos Vergleich hieß es 
weiter:

"Die Forderung wird grundbuchlich dadurch ge­
sichert, daß aus der , Eigentümergrund­
schuld von 400 000 RM ein Teilgrundsohuld- 
b rie f im zweiten Range in Höhe von 125 000 DM 
gebildet und an die Gläubiger eicherungshal­
ber abgetreten wird. Der erstrangige Teil von 
225 000 DM der . . . . .  Grundschuld b le ib t als 
Sicherheit für Darlehen der Schuldnerin zum 
Zwecke einer Wertverbesserung und Erweiterung 
durch Wiederaufbau noch zerstörter Grundstücks­
te ile ."

Auf Antrag des Liquidators wurde demnächst die Umstellung 
der Grundachuld von 400 000 RM auf 400 000 DM sowie ihre 
Aufteilung in drei Teilgrundsohülden von 225 000 DM,
125 000 DM und 50 000 DM in dae Grundbuch eingetragen.
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Den Teilgrundschuldbrief über 125 000 DH erhielten die 
Erben ausgehändigt.

Im Januar 1955 verkaufte die OHO das Grundstück an 
den Kläger. Dieser übernahm in Anrechnung auf den Kauf­
preis u .a. die Grundschuld von 125 000 DM ühd?,verpflieh-.' 
te te  sieh, die Verkäuferin von einer Inanspruchnahme 
seitens der Grundschuldgläubiger freizuhalten. Der da­
malige Vertreter der Erben dem der Kaufvertrag
im April 1955 bekannt ge geben wurde, erklärte sich mit 
einer öbemahme der persönlichen Schuld durch den Klä­
ger nicht einverstanden. Nachdem der Kläger 1956 an die 
Erbengemeinschaft einen Teilbetrag von 20 000 DM ge­
zahlt hatte , wurde in dieser Höhe nebst 8 % Zinsen ein 
rangletzter Teil der Grundschuld gelöscht. Durch weite­
re Zahlungen, die der Kläger te i l s  unmittelbar, te i ls  
über den Liquidator der OHG an die Erben CflBIH le is te ­
te , verringerte sich die Vergleichsforderung einschließ­
lich der im Vergleich vereinbarten Zinsen bis zum 50. 
Juni 1962 auf 68 214»52 DM.

Der Kläger begehrt Verurteilung der Beklagten als 
Gesamtschuldner zur Herausgabe des Grundschuldbriefes 
über noch 105 000 DM Zug um Zug gegen Zahlung von 
68 214,52 DM, wobei er sich auf seine Rechtsstellung 
als dinglicher Schuldner sowie darauf s tü tz t, daß der 
Liquidator ihm die Ansprüche der OHG gegen die Beklag­
ten abgetreten hat. Die Beklagten haben Klageabweisung 
beantragt. Sie behaupten, bei Abschluß des Vergleichs 
vom 2. März 1954 seien die Beteiligten davon ausgegan­
gen, daß der Familie cBBBi das Grundstück erhalten 
bleiben so llte . Mit seinem Verkauf, so machen sie gel­
tend, sei die Vergleichsgrundlage weggefallen und ihre
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bisherige Auseinandersetzungsforderung in der ursprüng­
lichen Höhe wieder aufgelebt; auch bestehe je tz t wieder 
ihr Pfandrecht an der Gre samt grand schuld von 400 000 SM. 
Ihre Forderung einschließlich Zinsen beziffern die Be­
klagten mit 458 588,48 SM; bis zur Zahlung dieses Betra­
ges stehe ihnen ein Zurückbehaltungsrecht an dem Grund­
schuldbrief zu. Außerdem haben die Beklagten den Ver­
gleich wegen Irrtums und a rg lis tig e r Täuschung angefoch- 
ten und bei dem Amtsgericht Bortmund die Fortsetzung des 
Vertragshilfeverfahrens beantragt mit dem Ziel, den Ver­
gleich aufzuheben (9 I I  26/62); über diesen Antrag is t  
bisher nicht entschieden worden.

Bas Landgericht hat der Klage s ta t t  gegeben. In der 
Berufungsinstanz haben die Beklagten den Antrag g e s te llt , 
sie zur Herausgabe des Grundschuldbriefes nur zu verur­
teilen Zug um Zug gegen Zahlung von 229 309 >82 SM nebst 
6 # Zinsen se it dem 1. Ju li 1948 abzüglich bereits ge­
zahlter Zinsen von 25 402*14 SM. Sas Oberlandesgericht 
hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit der 
Revision verfolgen diese ihren zweitinstanzlichen An­
trag weiter; hilfsweise bitten  s ie ,  ihre Verurteilung 
zur Briefherausgabe an den Kläger nur auszuspreohen Zug 
um Zug gegen Zahlung von 105 000 SM nebst 8 $> Zinsen 
se it dem 2. März 1954. Ser Kläger beantragt Zurückwei­
sung des Rechtsmittels.

Entscheldungsgründe;

1. Frei von Rechtsirrtum is t  die Ansicht des Beru­
fungsgerichts, der s tre itige  Grundschuldbrief sei den 
Beklagten nicht, wie das Landgericht angenommen hatte .
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lediglich als Faustpfand (§§ 1204, 1205 BGB) oder bloß 
zwecks Begründung eines vertraglichen Zurückbehaltungs­
rechts übergeben worden, vielmehr liege eine rechts- 
wirksame Abtretung der Teilgrund schuld über 125 000 DM 
seitens der OHG an die Beklagten vor. Hierzu bedurfte 
es keines Grundbuoheintrags; die vom Landgericht ver­
mißte schriftliche Abtretungserklärung gemäß §§ 1192,
1154 Abs. 1 BGB wurde, wie das angefochtene U rteil zu­
treffend dar leg t, durch das gerichtliche Ver gleich spro- 
tokoll vom 2. März 1954 ersetz t (§ 126 Abs. 3 BGB), wäh­
rend die außerdem erforderliche Brief über gäbe darin zu 
erblicken i s t ,  daß die Beklagten nicht nur bei Vergleiohs- 
abschluß bereits im Besitz des ursprünglichen Briefes über 
die ungeteilte Grundschuld von 400 000 BH waren, sondern 
alsbald nach Aufteilung derselben auch noch den neuen 
Teilgrundschuldbrief mit Zustimmung der Grundstückseigen­
tümer in ausgehändigt erhielten (§§ 1154, 1117 Abs. 1, 929 
BGB). Dieses Ergebnis wird auch seitens der Parteien im 
jetzigen Verfahrens stände nicht mehr in Zweifel gezogen, 
und das gleiche g i l t  von den -  ebenfalls aus Heohtsgrün- 
den nicht zu beanstandenden -  ürteilsausführungen darüber, 
daß der Vergleich weder rechtzeitig  wegen Irrtums oder 
arg lis tiger Täuschung angefoohten worden se i nooh gemäß 
§ 779 BGB der Wirksamkeit entbehre noch schließlich ge­
gen § 3 Satz 2 WährG verstoße.

Nicht abschließend Stellung genommen hat das Beru­
fungsgericht zu dem Einwand der Beklagten, durch die 
Veräußerung des mit der Grundschuld belasteten Geländes? 
an den Kläger sei dem Vergleich die Geschäftsgrundlage 
entzogen worden und das habe gemäß § 242 BGB zu einem 
Wiederaufleben des ursprünglichen Auseinandersetzungs­
guthabens in voller Höhe geführt. Das Landgericht hatte
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den Einwand nicht durchgreifen lassen, weil die Beklag­
ten sich damit in Widerspruch zu ihrem eigenen früheren 
Verhalten setzten; ihr damaliger Vertreter habe den 
Grundstücksverkauf zum Anlaß genommen, im Oktober 1955 
eine für sie günstigere Verzinsung und Tilgung ihres 
auf 125 000 DM herabgesetzten Zahlungsanspruchs zu be­
antragen; sie hätten also gerade den Vergleich selbst 
als nach wie vor gültig angesehen. Abweichend hiervon 
wird jedoch im angefochtenen U rteil (S„ 18) zugunsten 
der Beklagten u n te rs te llt, daß ihre Behauptungen über 
die Vorstellungen der Beteiligten bei Vergleichsab­
schluß (das Grundstück solle weiterhin im Familienbe­
s itz  verbleiben) zuträfen und daß dieser Vortrag auch 
ihr Verlangen gegenüber der OHG nach einer Änderung 
des Vergleiches aus dem Gesichtspunkt des Geschäfts­
grundlage-Wegfalls rech tfertige . In der Revisionsin- 
stanz muß deshalb von der Richtigkeit dieser -  im wesent­
lichen auf ta trich terlicher Würdigung beruhenden -  Beur­
teilung ausgegangen werden.

Wenn das Oberlandesgericht gleichwohl zu dem Ergeb­
nis gelangt i s t ,  die Beklagten müßten den Grundsohuld- 
b rie f Zug um Zug gegen Zahlung von 68 214,52 DM an den 
Kläger herausgeben, so lieg t dem die Erwägung zugrunde, 
daß nur noch in dieser Höhe eine Iremdgrundschuld be­
stehe: 20 000 DM seien bereits gelösoht, die restliche  
Grundschuldsumme von 105 000 DM habe sich durch die 
weiteren Zahlungen des Klägers nochmals um 36 785,68 DM 
verringert (die Zahl 36 750,68 DM im U rte il, S. 11 Mit­
te , beruht ersichtlich auf einem Schreibfehler) und die 
Grundschuld sei in Höhe der gezahlten Beträge zur Blgen- 
tümergrundschuld geworden. Unmittelbar gemäß §§ 1192,
1144 BGB, so legt das Urteil näher dar, könne allerdings
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der Kläger die Brief heraus gäbe nicht verlangen; denn 
er habe Zinsen jeweils nur in der im Vergleich verein­
barten Höhe (4 $> bis 6 £ jährlich) gezahlt, während die 
Grundschuld mit 8 56 verzinslich se i; den Beklagten als 
Grundschuldgläubigern sei mithin keine volle Befriedi­
gung der "dinglichen Forderung" angeboten worden, wie 
es § 1144 BGB voraussetze. Bern Kläger stehe der geltend 
gemachte Anspruch aber aus dem Grunde zu, weil der Liqui­
dator der OHG ihm deren Reohte aus der Sicherungsabre de 
des Vergleichs vom 2. März 1954 abgetreten habe.

2. Soweit das Berufungsurteil einen Herausgabean­
spruch des Klägers aus eigenem Recht, d.h. in seiner 
Eigenschaft als dinglicher Schuldner, verneint hat, wird 
es von der Revision, da diese ohnehin die Abweisung der 
Klage erstreb t, verständlicherweise nicht angegriffen. 
Dagegen erhebt insoweit der Kläger und Revisionsbeklag­
te seinerseits eine Verfahrens rüge, indem er dem Ober­
landesgericht vorwirft, seinen Vortrag im Schriftsatz 
vom 7. Februar 1965 (S. 5 unten), wonach er den Beklag­
ten "Zahlung des noch valutierten Teiles der Grundsohuld" 
angeboten habe, unberUcksiohtigt gelassen zu haben (§ 286 
ZPO). Der Vorwurf is t  unbegründet, da das erwähnte Aner­
bieten, wie sich aus dem unstreitigen Sachverhalt er­
gibt (BU S. 4; dazu Klageschrift vom 24. August 1962), 
nur unter Zugrundelegung der im Vergleich vereinbarten 
niedrigeren Zinssätze abgegeben wurde, also nioht die 
Grenze der dinglichen Belastung erreichte. Ebenso ver­
h ie lt es sich mit der Behauptung des Klägers (Schrift­
satz vom 24. April 1964), die Beklagten hätten zuge­
standen, daß die Zinsen bis einschließlich 1962 gezahlt 
seien; denn das vermeintliehe Zugeständnis in der Beru­
fungsbegründung (S. 26) ging nicht von 8 jf Zinsen aus.



sondern  (vgl» d ie  fo lg en d e  S e i te )  b loß  iron 6 $>* ■

Ith ü b rig en  kommt es ab e r im gegenw ärtigen  V erfah - 
re n s s ta n d e  auf d ie  Höhe d e r g e z a h lte n  bzw» angebotenen  
Z insen  n io h t  an , w e i l  der S tandpunkt des an g efo ch ten en  
U r t e i l s ,  d e r  K läger könne, wenn Zahlung und A n erb ie ten  
zusammen den d in g lic h e n  H aftungsrahm en a u s g e f ü l l t  h ä t­
te n ,  den G ru n d so h u ld b rie f h e rau s  v e r la n g e n , s ic h  a l s  
r e c h t s i r r i g  e r w e is t„ Ihm s t e h t  f r e i l i c h  n i c h t ,  wie d ie  
R ev is io n  m e in t, d e r Umstand en tg eg en , daß § 1163 Abs» 1 
S a tz  2 BGB au f G rundschulden k e in e  Anwendung f in d e t  
(u n te r  Bezugnahme a u f  P a lan d t/H o ch e , BGB 23« Auflo 
§ 1192 Anißo 1 ) ; denn n ic h t  d ie s e  V o rs c h r if t  h a t der 
B e ru fü n g s r ic h te r  h erangezogen , sondern  den § 1143 BGB, 
d essen  en tsp rech en d e  A nw endbarkeit b e i S ich e ru n g sg ru n d - 
scbu lden  von d e r  h e rrsch en d en  Meinung b eg ab t w ird  (RGZ 
78, 60, 67 f ;  S o e rg e l /S ie b e r t /B a u r ,  BGB 9» Auflo § 1191 
Anm, I ;  P aland t/H oche aaO 25« Auflo § 1191 Anra0 2 b bb 
AbSo 1 ) o Er d u r f te  jedoch  n ic h t  o ffe n  la s s e n ,  ob d ie  
Zahlungen des K läg e rs  -  wie d ie s e r  b e h a u p te t h a t t e  
( S c h r i f t s a tz  vom 7» F eb ru a r 1963, So 3) -  zum Zwecke 
d e r  G rundschuldablösung  g e l e i s t e t  worden s in d  oder ob 
m it ihnen  b loß  d ie  p e r s ö n lic h e  Forderung g e t i l g t  werden 
s o l l te o

Wenn das an g efo ch ten e  U r t e i l  (S« 12) d ie se n  U nter­
sc h ie d  f ü r  u n e rh e b lic h  e r a c h te t ,  w e il d ie  S ich e ru n g s­
g ru n d sch u ld , auch so w eit d e r K läger n ic h t  au f s ie  ge­
z a h l t ,  sondern  d ie  B ek lag ten  wegen ih r e r  p e rsö n lic h e n  
Forderung b e f r i e d i g t  habe , tro tzd em  au f ihn  übergegan­
gen und zu r E igen tüm ergrundschu ld  geworden s e i , so 
l i e g t  d a r in  e in e  Verkennung des Wesens d e r G rundschuld 
a l s  e in e r  a b s t r a k te n ,  von dem V orhandensein  p e r s ö n l i ­
ch er Forderungen unabhängigen G run d stü ck sb e lae tu n g
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(§§ 1191» 1192 Abs. 1 BGB). Burch bloße Rückzahlung 
der geschuldeten Geldbeträge ändert sich an der ding­
lichen Rechtslage nichts. Bie Grundschuld wäre in die­
sem Palle weiterhin eine Fremdbelastung geblieben» und 
aus den Vorschriften des Sachenrechts, soweit es in 
den §§ 1142 f f , 1192 Abs. 1 BGB die Gläubigerbefrie­
digung und ihre Folgen regelt, ließe sich eine Pflicht 
der Beklagten zur Herausgabe des Grundschuldbriefs nicht 
herleiten (Urteil des erkennenden Senats vom 15« März 
1966, V ZR 17/65, WM 1966, 653). Anders verhält es sieh 
nur, wenn der Eigentümer seine Zahlungen auf die Grund­
schuld selbst le is te t ,  d.h. wenn er den Grundschuld­
gläubiger gerade hinsichtlich der gemäß § 1191 Abs. 1 
BGB "aus dem Grundstücke" zu zahlenden Summe befriedigt. 
Voraussetzung für das Entstehen einer EigentÜmergrund- 
sohuld sowie für den dinglichen Briefherausgabeanspruch 
i s t  somit nicht die Tilgung der durch die Grundschuld 
gesicherten persönlichen Forderung, sondern die Ablö­
sung der Grundsohuld als soloher (Urteil des Senats 
vom 6. Ju li I960, V ZR 74/59, WM I960, 1092, 1094 mit 
Nachweisen). Etwas Abweichendes ergibt sich auch nicht 
aus der vom angefochtenen U rteil in Bezug genommenen 
Entscheidung RGZ 78, 60, 68.

Allerdings kann für den Gläubiger einer Sicherungs­
grundschuld, wenn seine Forderung wegfällt, auf schuld­
rechtlicher Grundlage eine P flicht zur Übertragung der 
-  an sich rechtsbeständigen -  Grundsohuld auf den Grund­
stückseigentümer und Herausgabe des Briefes an ihn er­
wachsen, und zwar entweder aus dem Gesichtspunkt der un­
gerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 f f  BGB) oder auf 
Grund des der Grundschuldbestellung zugrunde liegenden 
Rechtsverhältnisses (Urteil des Senats vom 26. Juni 
1957, V ZR 191/55, WM 1957, 979 = IM BGB § 1163 Nr. 2).
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Aber für die Bejahung einer solchen P flich t i s t  im vor­
liegenden Palle kein Raum, solange nicht fe s ts teh t, daß 
die Forderung der Beklagten, zu deren Sicherung ihnen 
die Grundschuld seinerzeit abgetreten wurde, durch die 
in der Zwischenzeit vom Kläger geleisteten  Zahlungen 
vollständig g e tilg t worden i s t .  Eine dahingehende Fest­
stellung läßt sich nicht treffen , weil das Berufungsge­
rich t das Vorbringen der Beklagten über einen Geschäfts­
grundlage-Wegfall und ein Wiederaufleben ihrer früheren 
Zahlungsansprüche in bisheriger Höhe als r ich tig  unter­
s te l l t  hat.

3. I s t  mithin derzeit die Schlußfolgerung des an­
gefochtenen U rteils, daß dem Kläger k raft eigenen Hechts 
kein Herausgabeanspruob zustehe, im Ergehais rechtlich 
nicht zu beanstanden, so kommt es für die jetzige Revi­
sionsentscheidung alle in  darauf an, ob die weitere An­
nahme» der Kläger habe einen solchen Anspruch aus abge­
le ite tem Hecht, nämlich in seiner Eigenschaft als Ab­
tretungsempfänger, den Angriffen der Revision standhält« 
Bas i s t  nicht der Fall.

Die Hechte, die dem Kläger von der OHG abgetreten 
worden sind» beruhen auf der Sicherungsabrede im Ver­
gleich vom 2. März 1954« Nach Ansicht des Berufungsge­
richts hat diese Abrede für die OHG einen duroh die 
vollständige Tilgung der zu sichernden Forderung auf­
schiebend bedingten Anspruch auf Rückübertragung der 
Grundschuld begründet (unter Bezugnahme auf das U rteil 
des erkennenden Senats vom 2. Oktober 1937» V ZR 212/55» 
WM 1957» 1458 = IM BGB § 313 Hr. 14). Gesichert werde 
duroh die damals gebildete Teilgrundschuld a lle in  die 
Vergleichsforderung, wie sie von den Vergleich spar tnem
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nach Höhe, Fälligkeit, Verzinsung und Tilgung endgültig 
und für die Zukunft verbindlich festgelegt worden se i.
Denn nach den übereinstimmenden Vorstellungen der Be­
te ilig ten  habe das Grundstück im übrigen, d.h. abgese­
hen von der abgetretenen Grundschuld, für die Finanzie­
rung des Wiederaufbaues zur freien Verfügung stehen 
und keinen weiteren Beschränkungen unterliegen sollen« 
Etwaige spätere Änderungen der Forderungshöhe, soweit 
man sie bei Vergleiohsabschluß vorgesehen habe (insbe­
sondere im Konkursfall, bei wesentlichen Veränderungen 
der Wirtsohafts- und Währungsverhältnisse oder unter 
den Voraussetzungen des § 323 ZPO), sollten  die Sicherungs­
abrede als solche nicht berühren; Vorbehalten worden sei 
naoh dem zu vermutenden Farteiwillen lediglich eine Aus­
nutzung des freien Zinsspielraums bis zur Höhe des ding­
lichen Zinssatzes von 8

Nichts anderes aber -  so wird dann im U rteil ausge­
führt -  müsse auch gelten für den von den Vergleichspart­
nern nicht bedachten und nicht vorbehaltenen Fall, daß 
wegen Wegfalls der Geschäftsgrandlage die ursprüngliche 
Auseinandersetzungsforderung wlederhergestellt werde.
Im Rahmen einer Anpassung des Vergleichs an die verän­
derte Lage gemäß § 242 BGB auch die Sicherungsabrede 
mit zu ändern, sei zwar rechtlich möglich und scheine 
auf den ersten Blick sogar nahe zu liegen, weil das 
Auseinandersetzungsguthaben der Beklagten früher durch 
ein Pfändungspfandrecht an der ganzen Eigentümergrund­
schuld gesichert gewesen se i; a lle in  bei näherer Be­
trachtung erweise Bich, daB eine solche Änderung nach 
Treu und Glauben nicht geboten se i.
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Das Berufungsgericht verweist hierzu im einzelnen 
auf die Entwicklung s e it  Vergleichsabschluß, das Ver­
halten der Beteiligten sowie die Rechte und schutzbe­
dürftigen Belange Dritter» die inzwischen Rechtsnach­
folger eines Vergleichspartners geworden seien. Da die 
OHG nicht mehr Grundstückseigentümerin und der Kläger 
als je tziger Eigentümer weder persönlicher Schuldner 
noch hinsiohtlioh der Rechte und Pflichten aus dem Ver­
gleich Rechtsnachfolger der OHG sei» scheide eine weite­
re Haftung des Grundstücke sohon aus Rechtsgründen aus, 
und den Beklagten verbleibe a ls Sicherung in jedem Pal­
le  nur die Grundschuld in ihrem gegenwärtigen Bestände. 
Wollte man dennoch im Wege einer an sich zulässigen 
Anpassung auch der schuldreohtl ichen Sicherungsabrede 
nunmehr die Restgrundsohuld als Sicherheit für das Aus­
einandersetzungsguthaben in seinem ursprünglichen, wie­
derhergestellten Umfang behandeln» so würden damit ein­
mal die Beklagten wegen ihrer Forderung nicht wirklioh 
gesichert; auflerdem ginge das bedenklioherweise zu La­
sten nicht der sohuldrechtlich verpflichteten OHG, son­
dern des am Vergleich nicht beteiligten und von den Be­
klagten als persönlicher Schuldner ausdrücklich abgelehn­
ten Klägers. Diesem se i, als er die Grundsohuld seiner­
ze it übernahm, ihre Eigensohaft als Sicherungsgrundsohuld 
für die Vergleiohsforderung bekannt gewesen; daß eines 
Tages die Vergleiohsgrundlage in Zweifel gezogen werden 
könnte, habe er nicht angenommen, und er se i in seinem 
Vertrauen auf ein Bestehenbleiben des Vergleiohs noch 
durch das spätere Verhalten der Beklagten bestärkt wor­
den.

Diese Erwägungen, auf Grund deren das Oberlandesge­
rich t zu dem Ergebnis gelangt i s t ,  der von ihm unterstell" 
te Geschäftsgrundlage-Wegfall rechtfertige zwar eine Er-
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höhung der persönlichen Forderung der Beklagten gegen 
die OHG, aber nicht zugleich eine Ausdehnung der Si­
cherheit auf die erhöhte Forderung über den im Ver­
gleich festgesetzten Forderungsbetrag hinaus, sind 
nioht fre i von Rechtsirrtum.

a) Bas g il t  zunächst von dem Gedanken, eine An­
passung der Sioherungsabrede an die veränderten Ver­
hältnisse gemäß § 242 BGB dürfe keineswegs zu Lasten 
des am Vergleich nioht beteiligten Klägers gehen. Da­
hingestellt mag bleiben, ob die Annahme eines Vertrau­
enstatbestandes zu seinen Gunsten sowie die Feststellun­
gen über das hiermit zusammenhängende, ihn in seiner Er­
wartung noch bestärkende Verhalten der Beklagten, wie 
die Revision rügt, auf sachlich- und verfahrenerecht- 
licben Verstößen beruhen. Denn begründet i s t  jedenfalls 
die Rüge, daß der Berulhngsrichter den $ 404 BGB ver­
le tz t  habe.

Nach dieser Vorschrift kann, wenn eine Forderung 
abgetreten wird, der Schuldner dem neuen Gläubiger die 
Einwendungen entgegensetzen, die ihm im Abtretungszeit­
punkt gegen den bisherigen Gläubiger zustanden. Der Ab­
tretungsempfänger t r i t t  sI bo in die Rechtsstellung se i­
nes Vorgängers so ein, wie sie in jenem Zeitpunkt be­
steh t; er erwirbt die Forderung belastet mit den gegen 
die Person des Abtretenden gerichteten Einwendungen 
des Schuldners. Hatte aber der Anspruch dar OHG aus 
der Sicherungsabrede, bevor er an den Kläger abgetre­
ten wurde, bereits mit der Veräußerung des Grundstücks 
gemäß § 242 BGB eine inhaltliche Veränderung dabin er­
fahren, daß die OHG erst nach Tilgung ihrer gesamten, 
unterste1ltermaßen in voller Höhe wieder aufgelebten
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Auseinandersetzungsverbindlichkeit die Rückübertragung 
der Grund schuld von den Beklagten verlangen durfte, so 
konnte dieser Recbtszustand durch eine spätere Abtretung 
des Rückübertragungsanspruchs nicht wieder b ese itig t wer» 
den; der Kläger als neuer Gläubiger mußte die zuvor ein» 
getretene Inhaltsänderung hinnehmen« Es i s t  daher ver­
feh lt, wenn das angefochtene U rteil bei Prüfung der Prä­
ge, ob die Sicherungsabrede durch den Grundstücksverkauf 
nach Treu und Glauben an die veränderte Lage angepaßt wor­
den se i, Umstände in Rechnung s te l l t ,  die ze itlich  nach = 
dem Verkauf liegen, nämlich den Erwerb des Anspruchs auf 
Briefherausgabe durch den Kläger und das nachträgliche 
Verhalten der Beklagten.

Ohne Erfolg versucht der Kläger in seiner Revisions­
antwort die Anwendbarkeit deB § 404 BGB auf den vorliegen« 
den Pall mit der Behauptung auszuscbließen, abgetreten 
worden seien ihm keine obligatorischen, sondern bloß 
dingliche Rechte. Bas steht einmal im Widerspruch mit 
der tatrich terlichen , auf die Äußerung des Liquidators 

gestützten Peststellung, daß die Abtretung sich 
auf a lle  Heran sgabeansprüohe, gleichgültig aus welchem 
Rechtsgründe, bezogen habe, die der OHG gegen die Be­
klagten zugestanden hätten (BU S. 5)« Außerdem beruhte 
das Recht der OHG, nach Befriedigung der Beklagten die 
Grundschuld und den Brief zurüokzubekommen, auf der 
Sicherungsabrede und damit auf schuldrechtlicher Grund­
lage. Und selbst wenn es sich hier um einen dinglichen 
Anspruch handeln würde, wäre § 404 BGB gleichwohl ent­
sprechend anwendbar; das ergibt sich aus § 413 BGB 
(Soergel/Siebert/Sobmidt, BGB 9« Aufl. § 413 Anm. 1).

b) Die Sicherungsabrede gemäß § 242 BGB an das 
-  un terste llte  -  Wiederaufleben der Auseinanderetzungs-
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forderung in ursprünglicher Höhe anzupassen, war das 
Oberlandesgericht ferner, entgegen seiner Meinung, 
nicht dadurch gehindert, daß die OHG nicht mehr Grund­
stückseigentümer^ i s t .  Selbstverständlich kam bei 
dieser Sachlage keine Erweiterung der dinglichen Haf­
tung des Grundstücks über den jetzigen Bestand der 
Grundschuld hinaus in Betracht. Aber das schloß nicht 
aus, daß die OHG nach Treu und Glauben für verpflich­
te t  gehalten wurde, die Grundschuld solange den Beklag­
ten zu belassen, bis deren sämtliche Zahlungsansprüche 
ge tilg t waren. Der Kläger hat die Grundschuld, als er 
das Grundstück erwarb, in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen. Sie war damals nicht, wie im Kaufvertrag 
angegeben, eine Eigentümergrundschuld, sondern die OHG 
hatte sie zuvor außerhalb des Grundbuchs -  durch sch rif t­
liche Abtretungserklärung und Übergabe des Briefes ge­
mäß §§ 1192, 1154 Abs. 1 BGB -  sicherungshalber an die 
Beklagten abgetreten. Bas hatte zur Folge, daß die OHG, 
wenn sie auch im Verhältnis zum Kläger in Höhe des 
Grundschuldbetrages wegen ihrer Kaufpreisforderung be­
fried ig t war, den Beklagten gegenüber weiterhin in der 
Rolle der Sicherungsgeberin verblieb. Bern Kläger als 
dinglichem Schuldner stand es allerdings f r e i ,  die Be­
klagten durch Entrichtung des Grund Schuldbetrages nebst 
Zinsen zu befriedigen und dadurch gemäß §§ 1192, 1142 
f f  BGB den Übergang der Grundsohuld auf seine Person 
herbeizuführen. Aber da er, wovon jedenfalls in der 
Revisions ins tanz ausgegangen werden muß (vgl. oben zu 
Nr. 2), von dieser Möglichkeit -  bis auf die Teilrück­
zahlung in Höhe von 20 000 IM -  keinen Gebrauch gemacht 
hat, sind die Beklagten nach wie vor Inhaber der Grund­
schuld von 105 000 BM; sie dient ihnen im Verhältnis zur 
OHG als Sicherheit für ihre Auseinandersetzungsforderung.
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Wurde hiernach die Sioherungsabrede durch den 
gang des Grundstüokseigentums auf den Kläger nicht be~ 
f unity: öö7vmnrösVitt/äjit.WÖh*^^ \  d ie.
se Abrede unter dem Gesichtspunkt des Geschäftsgrundla- 
ge-Wegfalls auf den angeblich wieder aufgelebten Teil je . 
ner Forderung zu erstrecken. Eine solche Erstreckung wä­
re entgegen der Meinung des Oberlandesgerichts (BU S. 19 
f) nicht an dem Verbot gescheitert» hypothekarisch ge­
sicherte Forderungen beliebig auszuwechseln (RGZ 107»
78, 93 f ;  U rteil des Senats vom 22. Januar 1964» V ZR 
25/62, WM 1964» 267» 270); denn für Grundschulden, die 
von einer Forderung unabhängig sind, g i l t  dies n icht.

c) Zu einer abweichenden Beurteilung geben auch 
die restlichen Erwägungen im angefoohtenen U rteil keinen 
Anlaß. Soweit der Berufungsrichter in diesem Zusammenhang 
wiederum "die Entwicklung der Verhältnisse s e it  dem Ver­
gleich" heranziehen möchte, läßt er außer acht, daß für 
die Anwendung des § 242 BGB, wie bereits dargelegt (vgl. 
oben zu a), der Zeitpunkt der Grundstücksveräußerung aus­
schlaggebend is t  und daß an dem Ergebnis keine späteren 
Ereignisse etwas zu ändern vermögen. Sein Hinweis auf 
das Verhalten der Beteiligten sowie auf die Rechte und 
schutzwtlrdigen Belange Dritter» die inzwischen Rechts­
nachfolger eines Vergleichepartners geworden seien, 
geht fehl, weil es sich hierbei um Auswirkungen gerade 
des Vorganges bandeln würde, der den Wegfall der Ge- 
sohäftsgrundlage herbeigeführt haben so ll: hätte die 
OHG das Grundstück nicht veräußert, dann wären auch 
keine vermeintlich schutzwürdigen Britten vorhanden.
Im übrigen hätte der Kläger, worauf die Revision mit 
Recht hinweist, sich den begehrten Grund Schuldbrief 
unschwer gemäß §§ 1192, 1144 BGB durch Befriedigung
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der Beklagten verschaffen können; er war also gar nicht 
darauf angewiesen, sich die Ansprüche der OHG abtreten 
zu lassen, geschweige denn, wie hier zu seinem Nachteil 
u n te rste llt werden muß, allein  auf die persönliche For­
derung zu zahlen. Damit erledigt sich zugleich sein Ein­
wand in der Revisionsantwort, daß er, wenn der Stand­
punkt der Beklagten zuträfe, v ie l mehr für das Grund­
stück bezahlen müßte, als seinerzeit im Kaufvertrag 
vereinbart worden se i.

4. Bas angefochtene U rteil läßt sich sonach mit 
der bisherigen Begründung nicht aufrechterhalten (§ 564 
ZPO). Bas Berufungsgericht, an das die Sache gemäß §, 565 
Abs. 1 ZPO zurückzuverweisen i s t ,  wird in der neuen münd­
lichen Verhandlung den Sachverhalt weiter aufklären und 
insbesondere zu den Punkten, die es bislang zugunsten. 
der Beklagten offen gelassen hat, Stellung nehmen müs­
sen. Bas g i l t  -  abgesehen von dem vermeintlichen Ge­
schäftsgrundlage-Wegfall -  in erster Linie für die Fra­
ge, welchen Zweck der Kläger mit seinen bisherigen Zah­
lungen verfolgte; die ersten 20 000 UM sind immerhin un­
s tre it ig  auf die Grundschuld gezahlt worden; daß auch 
die weiteren Zahlungen von insgesamt 36 705,68 BM mit 
dieser Zweckbestimmung gele iste t wurden, entspräche 
zum mindesten der Xnteressenlage, da der Kläger andern­
fa lls  gewärtig sein mußte, mehr zu zahlen, a ls die ding­
liche Belastung seines Grundstücks erforderlich machte.
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Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfah­
rens hängt von dem endgültigen Ausgang des Rechtsstreits 
ab. Sie i s t  deshalb ebenfalls dem Berufungsgericht zu über­
tragen.

Br. Piepenbrock Rothe Br. Preitag Offterdinger Br. Grel
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